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IM NAMEN DER REPUBLIK 

Das Bundesfinanzgericht erkennt durch die Richterin ***Ri*** in der Beschwerdesache 

***Bf1***, ***Bf1-Adr*** über die Beschwerde vom 9. Oktober 2024 gegen den Bescheid des 

Finanzamtes Österreich vom 27. September 2024 betreffend Abweisung des Antrages auf 

Gewährung der Familienbeihilfe für ***Kind*** (VNR ***xxxxxxxxxx***) ab Oktober 2024 zu 

Recht: 

I. Die Beschwerde wird gemäß § 279 BAO als unbegründet abgewiesen. 

II. Gegen dieses Erkenntnis ist eine ordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach 

Art 133 Abs 4 B-VG nicht zulässig. 

 

Entscheidungsgründe 

I. Verfahrensgang 

Mit Eingabe vom 15. September 2024 beantragte der Beschwerdeführer (in der Folge Bf) 

Familienbeihilfe für die am ***TTMMJJJJ*** geborene ***Kind***. Der Bf gab an, dass seine 

Tochter mit ihm im gemeinsamen Haushalt lebe und mit 1. Oktober 2024 das Bachelorstudium 

Politikwissenschaften an der Universität Wien beginnen werde. 

Mit 27. September 2024 erging der Abweisungsbescheid über den Antrag des Bf mit der 

Begründung, dass aus der Studiendatei keine Einschreibung für ein Studium ersichtlich sei.  

Mit Schreiben vom 9. Oktober 2024 wurde Beschwerde gegen die Mitteilung über den Bezug 

der Ausgleichszahlung vom 1. Oktober 2024 erhoben. Die Abgabenbehörde wertete dieses 

Schreiben als Beschwerde gegen den Bescheid vom 27. September 2024 gerichtet. 

Die Beschwerde wurde mit Beschwerdevorentscheidung vom 11. Oktober 2024 als 

unbegründet abgewiesen. Zusammenfassend führte das Finanzamt aus, dass der 
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Beschäftigungsort der Kindesmutter, also die Schweiz, vorrangig für die Familienleistungen 

zuständig sei. 

Der Bf brachte in der Folge am 4. November 2024 einen Antrag auf Aufhebung der 

Beschwerdevorentscheidung vom 11. Oktober 2024 ein, der vom Finanzamt als Vorlageantrag 

gewertet wurde. Der Bf brachte im Wesentlichen vor, dass die Kindesmutter kein Mitglied der 

Familie iSd VO (EG) Nr 883/2004 sei, da sie vom Bf geschieden sei, das Obsorgerecht an ihrer 

Tochter aufgegeben und nie mit dem Bf und der Tochter im gemeinsamen Haushalt gelebt 

habe. 

Mit Schreiben vom 6. November 2024 erließ die Abgabenbehörde einen 

Mängelbehebungsauftrag, welchem am 12. November 2024 entsprochen wurde. 

Die belangte Behörde legte die Bescheidbeschwerde gemäß § 265 Abs 1 BAO dem 

Bundesfinanzgericht am 3. Dezember 2024 vor und beantragte im Vorlagebericht die 

Abweisung der Beschwerde. 

 

II. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen: 

1. Sachverhalt  

Die am ***TTMMJJJJ*** geborene ***Kind*** ist die Tochter des Bf.  

Der Bf lebte im beschwerdegegenständlichen Zeitraum mit seiner Tochter in einem 

gemeinsamen Haushalt in ***Ort***. Die Ehe des Bf mit der Kindesmutter wurde mit 

Beschluss des Bezirksgerichtes vom tt.12.2010 rechtskräftig einvernehmlich geschieden. 

Mit Beschluss des Bezirksgerichtes vom 13. Jänner 2011 wurde der Bf mit der alleinigen 

Obsorge für die gemeinsame Tochter betraut. Der Beschluss wurde am 23. Februar 2011 

rechtskräftig. 

Der Bf bezieht seit 1. März 2012 eine Berufsunfähigkeitspension in Österreich. Die 

Kindesmutter lebt in der Schweiz und war dort vom 1. April 2021 bis 30. September 2025 

erwerbstätig. 

Die Kindesmutter hatte im Zeitraum vom 1. Mai 2021 bis 31. Dezember 2024 in der Schweiz 

Anspruch auf Familienzulagen in der Höhe von monatlich 250,00 CHF sowie im Zeitraum vom 

1. Jänner 2025 bis 30. September 2025 in Höhe von monatlich 268,00 CHF. 
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2. Beweiswürdigung 

Die Feststellungen betreffend die Beschäftigung der Kindesmutter in der Schweiz sowie den 

Bezug dortiger Familienleistungen ergeben sich aus einer von der belangten Behörde 

eingeholten Auskunft der SVA ***ABC*** (ELISA-Verfahren, Eingangsdatum 24. Oktober 2025) 

sowie dem von der Kindesmutter vorgelegten Schreiben vom 3. Juli 2025 an Frau ***DN*** 

mit dem Betreff „Resignation“. Diese Unterlagen wurden im Zuge der Einsichtnahme durch die 

Richterin in den im System FABIAN geführten Verwaltungsakt festgestellt. 

Die übrigen Sachverhaltsfeststellungen sind unstrittig und ergeben sich aus der Aktenlage. 

 

3. Rechtliche Beurteilung 

3.1. Zu Spruchpunkt I. (Abweisung) 

A. Rechtliche Grundlagen 

Gemäß § 2 Abs 1 lit a FLAG 1967 haben Personen, die im Bundesgebiet einen Wohnsitz oder 

ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben, Anspruch auf Familienbeihilfe für minderjährige Kinder. 

Nach § 2 Abs 2 FLAG 1967 hat Anspruch auf Familienbeihilfe für ein im Abs 1 genanntes Kind 

die Person, zu deren Haushalt das Kind gehört. Eine Person, zu deren Haushalt das Kind nicht 

gehört, die jedoch die Unterhaltskosten für das Kind überwiegend trägt, hat dann Anspruch auf 

Familienbeihilfe, wenn keine andere Person nach dem ersten Satz anspruchsberechtigt ist.  

Gemäß § 2 Abs 3 FLAG 1967 sind im Sinne dieses Abschnittes Kinder einer Person a) deren 

Nachkommen, b) deren Wahlkinder und deren Nachkommen, c) deren Stiefkinder, d) deren 

Pflegekinder (§§ 186 und 186a des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches). 

Gemäß § 2 Abs 8 FLAG 1967 haben Personen nur dann Anspruch auf Familienbeihilfe, wenn sie 

den Mittelpunkt der Lebensinteressen im Bundesgebiet haben. Eine Person hat den 

Mittelpunkt ihrer Lebensinteressen in dem Staat, zu dem sie die engeren persönlichen und 

wirtschaftlichen Beziehungen hat. 

Wer Familienbeihilfe zu Unrecht bezogen hat, hat gemäß § 26 Abs 1 FLAG 1967 die 

entsprechenden Beträge zurückzuzahlen. 

Gemäß § 33 Abs 3 EStG 1988 steht Steuerpflichten, denen auf Grund des 

Familienlastenausgleichsgesetzes Familienbeihilfe gewährt wird, im Wege der gemeinsamen 

Auszahlung mit der Familienbeihilfe ein Kinderabsetzbetrag in näher genannter Höhe für jedes 

Kind zu. 
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§ 26 FLAG 1967 ist gemäß § 33 Abs 3 EStG 1988 letzter Satz auch für zu Unrecht bezogene 

Kinderabsetzbeträge anzuwenden. 

§ 4 FLAG 1967 lautet auszugsweise: 

(1) Personen, die Anspruch auf eine gleichartige ausländische Beihilfe haben, haben keinen 

Anspruch auf Familienbeihilfe. 

(2) Österreichische Staatsbürger, die gemäß Abs 1 oder gemäß § 5 Abs 5 vom Anspruch auf die 

Familienbeihilfe ausgeschlossen sind, erhalten eine Ausgleichszahlung, wenn die Höhe der 

gleichartigen ausländischen Beihilfe, auf die sie oder eine andere Person (§ 5 Abs 5) Anspruch 

haben, geringer ist als die Familienbeihilfe, die ihnen nach diesem Bundesgesetz ansonsten zu 

gewähren wäre. 

(3) Die Ausgleichszahlung wird in Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen der gleichartigen 

ausländischen Beihilfe und der Familienbeihilfe, die nach diesem Bundesgesetz zu gewähren 

wäre, geleistet. [...] 

(6) Die Ausgleichszahlung gilt als Familienbeihilfe im Sinne dieses Bundesgesetzes; die 

Bestimmungen über die Höhe der Familienbeihilfe finden jedoch auf die Ausgleichszahlung 

keine Anwendung. 

§ 5 Abs 4 FLAG 1967 lautet: 

Kein Anspruch auf Familienbeihilfe besteht für Kinder, für die Anspruch auf eine gleichartige 

ausländische Beihilfe besteht. Die Gewährung einer Ausgleichszahlung (§ 4 Abs 2) wird dadurch 

nicht ausgeschlossen. 

Artikel 1 VO (EG) 883/2004 lautet auszugsweise: 

Definitionen 

Für die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck: 

[...] 

i) "Familienangehöriger": 

1. i) jede Person, die in den Rechtsvorschriften, nach denen die Leistungen gewährt werden, als 

Familienangehöriger bestimmt oder anerkannt oder als Haushaltsangehöriger bezeichnet wird; 

[…] 

o) "Durchführungsverordnung" die in Artikel 89 genannte Verordnung; 
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p) "Träger" in jedem Mitgliedstaat die Einrichtung oder Behörde, der die Anwendung aller 

Rechtsvorschriften oder eines Teils hiervon obliegt; 

q) "zuständiger Träger": 

i) den Träger, bei dem die betreffende Person zum Zeitpunkt der Stellung des Antrags auf 

Leistungen versichert ist, 

oder 

ii) den Träger, gegenüber dem die betreffende Person einen Anspruch auf Leistungen hat oder 

hätte, wenn sie selbst oder ihr Familienangehöriger bzw. ihre Familienangehörigen in dem 

Mitgliedstaat wohnen würden, in dem dieser Träger seinen Sitz hat, 

oder 

iii) den von der zuständigen Behörde des betreffenden Mitgliedstaats bezeichneten Träger,  

oder 

iv) bei einem System, das die Verpflichtungen des Arbeitgebers hinsichtlich der in Artikel 3 

Absatz 1 genannten Leistungen betrifft, den Arbeitgeber oder den betreffenden Versicherer 

oder, falls es einen solchen nicht gibt, die von der zuständigen Behörde des betreffenden 

Mitgliedstaats bezeichnete Einrichtung oder Behörde; 

r) "Träger des Wohnorts" und "Träger des Aufenthaltsorts" den Träger, der nach den 

Rechtsvorschriften, die für diesen Träger gelten, für die Gewährung der Leistungen an dem Ort 

zuständig ist, an dem die betreffende Person wohnt oder sich aufhält, oder, wenn es einen 

solchen Träger nicht gibt, den von der zuständigen Behörde des betreffenden Mitgliedstaats 

bezeichneten Träger; 

s) "zuständiger Mitgliedstaat" den Mitgliedstaat, in dem der zuständige Träger seinen Sitz hat; 

[…] 

z) "Familienleistungen" alle Sach- und Geldleistungen zum Ausgleich von Familienlasten, mit 

Ausnahme von Unterhaltsvorschüssen und besonderen Geburts- und Adoptionsbeihilfen nach 

Anhang I. 
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Artikel 2 VO (EG) 883/2004 lautet auszugsweise: 

Persönlicher Geltungsbereich 

(1) Diese Verordnung gilt für Staatsangehörige eines Mitgliedstaats, Staatenlose und 

Flüchtlinge mit Wohnort in einem Mitgliedstaat, für die die Rechtsvorschriften eines oder 

mehrerer Mitgliedstaaten gelten oder galten, sowie für ihre Familienangehörigen und 

Hinterbliebenen. 

[…] 

Artikel 3 VO (EG) 883/2004 lautet auszugsweise: 

Sachlicher Geltungsbereich 

(1) Diese Verordnung gilt für alle Rechtsvorschriften, die folgende Zweige der sozialen Sicherheit 

betreffen: 

[…] 

j) Familienleistungen. 

Artikel 4 VO (EG) 883/2004 lautet: 

Gleichbehandlung 

Sofern in dieser Verordnung nichts anderes bestimmt ist, haben Personen, für die diese 

Verordnung gilt, die gleichen Rechte und Pflichten aufgrund der Rechtsvorschriften eines 

Mitgliedstaats wie die Staatsangehörigen dieses Staates." 

Artikel 7 VO (EG) 883/2004 lautet: 

Aufhebung der Wohnortklauseln 

Sofern in dieser Verordnung nichts anderes bestimmt ist, dürfen Geldleistungen, die nach den 

Rechtsvorschriften eines oder mehrerer Mitgliedstaaten oder nach dieser Verordnung zu zahlen 

sind, nicht aufgrund der Tatsache gekürzt, geändert, zum Ruhen gebracht, entzogen oder 

beschlagnahmt werden, dass der Berechtigte oder seine Familienangehörigen in einem anderen 

als dem Mitgliedstaat wohnt bzw. wohnen, in dem der zur Zahlung verpflichtete Träger seinen 

Sitz hat. 
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Artikel 11 VO (EG) 883/2004 lautet auszugsweise: 

Allgemeine Regelung 

(1) Personen, für die diese Verordnung gilt, unterliegen den Rechtsvorschriften nur eines 

Mitgliedstaats. Welche Rechtsvorschriften dies sind, bestimmt sich nach diesem Titel.  

(2) Für die Zwecke dieses Titels wird bei Personen, die aufgrund oder infolge ihrer Beschäftigung 

oder selbstständigen Erwerbstätigkeit eine Geldleistung beziehen, davon ausgegangen, dass sie 

diese Beschäftigung oder Tätigkeit ausüben. Dies gilt nicht für Invaliditäts-, Alters- oder 

Hinterbliebenenrenten oder für Renten bei Arbeitsunfällen oder Berufskrankheiten oder für 

Geldleistungen bei Krankheiten, die eine Behandlung von unbegrenzter Dauer abdecken.  

(3) Vorbehaltlich der Artikel 12 bis 16 gilt Folgendes: 

a) eine Person, die in einem Mitgliedstaat eine Beschäftigung oder selbstständige 

Erwerbstätigkeit ausübt, unterliegt den Rechtsvorschriften dieses Mitgliedstaats; 

[…] 

e) jede andere Person, die nicht unter die Buchstaben a) bis d) fällt, unterliegt unbeschadet 

anders lautender Bestimmungen dieser Verordnung, nach denen ihr Leistungen aufgrund der 

Rechtsvorschriften eines oder mehrerer anderer Mitgliedstaaten zustehen, den 

Rechtsvorschriften des Wohnmitgliedstaats." 

Artikel 67 VO (EG) 883/2004 lautet: 

Eine Person hat auch für Familienangehörige, die in einem anderen Mitgliedstaat wohnen, 

Anspruch auf Familienleistungen nach den Rechtsvorschriften des zuständigen Mitgliedstaats, 

als ob die Familienangehörigen in diesem Mitgliedstaat wohnen würden. Ein Rentner hat 

jedoch Anspruch auf Familienleistungen nach den Rechtsvorschriften des für die 

Rentengewährung zuständigen Mitgliedstaats. 

Artikel 68 VO (EG) 883/2004 lautet: 

(1) Sind für denselben Zeitraum und für dieselben Familienangehörigen Leistungen nach den 

Rechtsvorschriften mehrerer Mitgliedstaaten zu gewähren, so gelten folgende Prioritätsregeln: 

a) Sind Leistungen von mehreren Mitgliedstaaten aus unterschiedlichen Gründen zu gewähren, 

so gilt folgende Rangfolge: an erster Stelle stehen die durch eine Beschäftigung oder eine 

selbstständige Erwerbstätigkeit ausgelösten Ansprüche, darauf folgen die durch den Bezug 

einer Rente ausgelösten Ansprüche und schließlich die durch den Wohnort ausgelösten 

Ansprüche. 
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b) Sind Leistungen von mehreren Mitgliedstaaten aus denselben Gründen zu gewähren, so 

richtet sich die Rangfolge nach den folgenden subsidiären Kriterien: 

i) bei Ansprüchen, die durch eine Beschäftigung oder eine selbstständige Erwerbstätigkeit 

ausgelöst werden: der Wohnort der Kinder, unter der Voraussetzung, dass dort eine solche 

Tätigkeit ausgeübt wird, und subsidiär gegebenenfalls die nach den widerstreitenden 

Rechtsvorschriften zu gewährende höchste Leistung. Im letztgenannten Fall werden die Kosten 

für die Leistungen nach in der Durchführungsverordnung festgelegten Kriterien aufgeteilt; 

ii) bei Ansprüchen, die durch den Bezug einer Rente ausgelöst werden: der Wohnort der Kinder, 

unter der Voraussetzung, dass nach diesen Rechtsvorschriften eine Rente geschuldet wird, und 

subsidiär gegebenenfalls die längste Dauer der nach den widerstreitenden Rechtsvorschriften 

zurückgelegten Versicherungs- oder Wohnzeiten; 

iii) bei Ansprüchen, die durch den Wohnort ausgelöst werden: der Wohnort der Kinder. 

(2) Bei Zusammentreffen von Ansprüchen werden die Familienleistungen nach den 

Rechtsvorschriften gewährt, die nach Absatz 1 Vorrang haben. Ansprüche auf 

Familienleistungen nach anderen widerstreitenden Rechtsvorschriften werden bis zur Höhe des 

nach den vorrangig geltenden Rechtsvorschriften vorgesehenen Betrags ausgesetzt; 

erforderlichenfalls ist ein Unterschiedsbetrag in Höhe des darüberhinausgehenden Betrags der 

Leistungen zu gewähren. Ein derartiger Unterschiedsbetrag muss jedoch nicht für Kinder 

gewährt werden, die in einem anderen Mitgliedstaat wohnen, wenn der entsprechende 

Leistungsanspruch ausschließlich durch den Wohnort ausgelöst wird. 

(3) Wird nach Artikel 67 beim zuständigen Träger eines Mitgliedstaats, dessen 

Rechtsvorschriften gelten, aber nach den Prioritätsregeln der Absätze 1 und 2 des vorliegenden 

Artikels nachrangig sind, ein Antrag auf Familienleistungen gestellt, so gilt Folgendes: 

a) Dieser Träger leitet den Antrag unverzüglich an den zuständigen Träger des Mitgliedstaats 

weiter, dessen Rechtsvorschriften vorrangig gelten, teilt dies der betroffenen Person mit und 

zahlt unbeschadet der Bestimmungen der Durchführungsverordnung über die vorläufige 

Gewährung von Leistungen erforderlichenfalls den in Absatz 2 genannten Unterschiedsbetrag; 

b) der zuständige Träger des Mitgliedstaats, dessen Rechtsvorschriften vorrangig gelten, 

bearbeitet den Antrag, als ob er direkt bei ihm gestellt worden wäre; der Tag der Einreichung 

des Antrags beim ersten Träger gilt als der Tag der Einreichung bei dem Träger, der vorrangig 

zuständig ist. 

Die im Beschwerdefall maßgebliche Bestimmung der Verordnung (EG) Nr. 987/2009 des 

Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. September 2009 zur Festlegung der 

Modalitäten für die Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 über die Koordinierung 

der Systeme der sozialen Sicherheit (im Folgenden VO (EG) 987/2009) lautet: 
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Artikel 60 VO (EG) 987/2009: 

Verfahren bei der Anwendung von Artikel 67 und 68 der Grundverordnung 

(1) Die Familienleistungen werden bei dem zuständigen Träger beantragt. Bei der Anwendung 

von Artikel 67 und 68 der Grundverordnung ist, insbesondere was das Recht einer Person zur 

Erhebung eines Leistungsanspruchs anbelangt, die Situation der gesamten Familie in einer 

Weise zu berücksichtigen, als würden alle beteiligten Personen unter die Rechtsvorschriften des 

betreffenden Mitgliedstaats fallen und dort wohnen. Nimmt eine Person, die berechtigt ist, 

Anspruch auf die Leistungen zu erheben, dieses Recht nicht wahr, berücksichtigt der zuständige 

Träger des Mitgliedstaats, dessen Rechtsvorschriften anzuwenden sind, einen Antrag auf 

Familienleistungen, der von dem anderen Elternteil, einer als Elternteil behandelten Person oder 

von der Person oder Institution, die als Vormund des Kindes oder der Kinder handelt, gestellt 

wird. 

(2) Der nach Absatz 1 in Anspruch genommene Träger prüft den Antrag anhand der 

detaillierten Angaben des Antragstellers und berücksichtigt dabei die gesamten tatsächlichen 

und rechtlichen Umstände, die die familiäre Situation ausmachen. 

Kommt dieser Träger zu dem Schluss, dass seine Rechtsvorschriften nach Artikel 68 Absätze 1 

und 2 der Grundverordnung prioritär anzuwenden sind, so zahlt er die Familienleistungen nach 

den von ihm angewandten Rechtsvorschriften. 

Ist dieser Träger der Meinung, dass aufgrund der Rechtsvorschriften eines anderen 

Mitgliedstaats ein Anspruch auf einen Unterschiedsbetrag nach Artikel 68 Abs 2 der 

Grundverordnung bestehen könnte, so übermittelt er den Antrag unverzüglich dem zuständigen 

Träger des anderen Mitgliedstaats und informiert die betreffende Person; außerdem 

unterrichtet er den Träger des anderen Mitgliedstaats darüber, wie er über den Antrag 

entschieden hat und in welcher Höhe Familienleistungen gezahlt wurden. 

(3) Kommt der Träger, bei dem der Antrag gestellt wurde, zu dem Schluss, dass seine 

Rechtsvorschriften zwar anwendbar, aber nach Artikel 68 Absätze 1 und 2 der 

Grundverordnung nicht prioritär anwendbar sind, so trifft er unverzüglich eine vorläufige 

Entscheidung über die anzuwendenden Prioritätsregeln, leitet den Antrag nach Artikel 68 

Absatz 3 der Grundverordnung an den Träger des anderen Mitgliedstaats weiter und informiert 

auch den Antragsteller darüber. Dieser Träger nimmt innerhalb einer Frist von zwei Monaten zu 

der vorläufigen Entscheidung Stellung. 

Falls der Träger, an den der Antrag weitergeleitet wurde, nicht innerhalb von zwei Monaten 

nach Eingang des Antrags Stellung nimmt, wird die oben genannte vorläufige Entscheidung 

anwendbar und zahlt dieser Träger die in seinen Rechtsvorschriften vorgesehenen Leistungen 
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und informiert den Träger, an den der Antrag gerichtet war, über die Höhe der gezahlten 

Leistungen. 

(4) Sind sich die betreffenden Träger nicht einig, welche Rechtsvorschriften prioritär anwendbar 

sind, so gilt Artikel 6 Absätze 2 bis 5 der Durchführungsverordnung. Zu diesem Zweck ist der in 

Artikel 6 Absatz 2 der Durchführungsverordnung genannte Träger des Wohnorts der Träger des 

Wohnorts des Kindes oder der Kinder. 

(5) Der Träger, der eine vorläufige Leistungszahlung vorgenommen hat, die höher ist als der 

letztlich zu seinen Lasten gehende Betrag, kann den zu viel gezahlten Betrag nach dem 

Verfahren des Artikels 73 der Durchführungsverordnung vom vorrangig zuständigen Träger 

zurückfordern. 

 

B. Erwägungen  

Die VO (EG) 883/2004 ist im Verhältnis mit der Schweiz seit 1. April 2012 anzuwenden (vgl 

Lenneis/Wanke (Hrsg), FLAG2, § 4 Rz 4). 

Aus Art 67 der VO (EG) 883/2004 in Verbindung mit Art 60 Abs 1 der VO (EG) 987/2009 ergibt 

sich zum einen, dass eine Person Anspruch auf Familienleistungen auch für Familienangehörige 

erheben kann, die in einem anderen als dem für ihre Gewährung zuständigen Mitgliedstaat 

wohnen, und zum anderen, dass die Möglichkeit, Familienleistungen zu beantragen, nicht nur 

den Personen zuerkannt ist, die in dem zu ihrer Gewährung verpflichteten Mitgliedstaat 

wohnen, sondern auch allen "beteiligten Personen", die berechtigt sind, Anspruch auf diese 

Leistungen zu erheben, zu denen die Eltern des Kindes gehören, für das die Leistungen 

beantragt werden (vgl EuGH 22.10.2015, Rs. C-378/14, Trapkowski, Rn. 38). 

Im konkreten Fall war die Kindesmutter im maßgeblichen Zeitraum in der Schweiz wohnhaft 

und erwerbstätig. Der in Österreich wohnhafte Bf bezog in Österreich eine 

Berufsunfähigkeitspension. Der vorliegende Sachverhalt ist aufgrund der 

grenzüberschreitenden Komponente nach den Bestimmungen der VO (EG) 883/2004 zu 

beurteilen. 

Im obig zitierten Art 68 Abs 1 lit a VO (EG) 883/2004 ist normiert, dass es in jenen Fällen, in 

denen Leistungen von mehreren Mitgliedstaaten aus unterschiedlichen Gründen zu gewähren 

sind, folgende Rangfolge gilt: an erster Stelle stehen die durch eine Beschäftigung oder eine 

selbstständige Erwerbstätigkeit ausgelösten Ansprüche, darauf folgen die durch den Bezug 

einer Rente ausgelösten Ansprüche und schließlich die durch den Wohnort ausgelös ten 

Ansprüche. 
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Art 68 der VO (EG) 883/2004 bezweckt, einen doppelten Ausgleich dieser Lasten durch 

ungerechtfertigte Überzahlung zugunsten der Familie des Arbeitnehmers zu verhindern. Diese 

Bestimmung ist demnach so auszulegen, dass durch sie die Zahlung paralleler Sozialleistungen 

aufgrund ein und derselben Situation für denselben Zeitraum verhindert wird. Bei der 

Vermeidung der Kumulierung von Familienleistungen nach der VO kommt es nicht darauf an, 

ob der andere Elternteil infolge eigener Beschäftigung oder selbständiger Erwerbstätigkeit 

ebenfalls in den persönlichen Anwendungsbereich der VO fällt oder ob der andere Elternteil 

lediglich in einem anderen Mitgliedstaat wohnt, ohne berufstätig zu sein, und allein aufgrund 

seines Wohnsitzes einen Anspruch auf Familienleistungen nach den Rechtsvorschriften des 

Wohnmitgliedstaates hat. Beide Kumulierungen sind gleichermaßen durch Art 68 der VO (EG) 

883/2004 zu verhindern (vgl Lenneis/Wanke (Hrsg), FLAG2, § 53 Rz 297 mit Verweis auf EuGH 

4.7.1985, Rs C-104/84, Kromhout, Rn 14 bis 16). 

Auf Grund der Beschäftigung der Kindesmutter in der Schweiz und der dargestellten 

Prioritätsregeln der VO (EG) 883/2004 ist im streitgegenständlichen Zeitraum der Anspruch auf 

Familienleistungen in der Schweiz als vorrangig zu behandeln. Dieser vorrangige Anspruch 

wurde auch in der Schweiz anerkannt und vom zuständigen Träger (SVA ***ABC***) bestätigt. 

Der Rentenstaat Österreich ist nachrangig zur Zahlung der Familienleistungen zuständig, die 

Zuständigkeit des Wohnsitzstaates tritt erst an dritter Stelle ein, sodass im Inland allenfalls ein 

Anspruch auf Ausgleichszahlung besteht, wenn die Familienleistungen in Österreich höher sind 

als in der Schweiz. 

Die in der Schweiz gewährte Familienzulage übersteigt betragsmäßig die österreichis che 

Familienbeihilfe inklusive Kinderabsetzbetrag, sodass in den betreffenden Monaten eine 

Differenz- bzw. Ausgleichszahlung nicht in Betracht kommt. 

Abschließend ist zum Vorbringen des Bf festzuhalten, dass der Argumentation, wonach die 

Kindesmutter aufgrund der seit Jahren bestehenden Scheidung, der fehlenden Obsorge sowie 

des Nichtbestehens eines gemeinsamen Haushalts kein Familienmitglied im Sinne der VO (EG) 

Nr. 883/2004 sei, nicht gefolgt werden kann. 

Soweit sich der Bf auf den Familienbegriff der VO (EG) 883/2004 stützt, ist darauf hinzuweisen, 

dass diese Verordnung für die Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit grundsätzlich 

auf den Familienbegriff des jeweils anzuwendenden nationalen Rechts abstellt. Maßgeblich ist 

daher im vorliegenden Zusammenhang das österreichische Recht, insbesondere § 2 Abs 3 FLAG 

1967. 

Nach § 2 Abs 3 FLAG 1967 gelten als Kinder einer Person unter anderem deren Nachkommen. 

Entscheidend ist somit das Abstammungsverhältnis. Dass ***Kind*** die Tochter der 

Kindesmutter ist, wird vom Bf selbst nicht bestritten. 
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Die vom Bf angeführten Umstände vermögen an diesem Abstammungsverhältnis nichts zu 

ändern. Weder die Scheidung der Eltern noch eine Änderung oder ein Entzug der Obsorge 

beseitigen die rechtliche Eltern-Kind-Beziehung. Auch der Umstand, dass die Kindesmutter 

nicht im gemeinsamen Haushalt mit dem Bf oder dem Kind lebt, ist ohne rechtliche Relevanz. 

Das Bundesfinanzgericht gelangt daher zur Überzeugung, dass ab Oktober 2024 kein Anspruch 

auf Familienbeihilfe in Österreich besteht. 

Aus den angeführten Gründen ist die Beschwerde gemäß § 279 BAO als unbegründet 

abzuweisen. 

 

3.2. Zu Spruchpunkt II. (Revision) 

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zulässig, wenn sie von der 

Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil 

das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche 

Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird. 

Im Beschwerdefall liegt keine Rechtsfrage vor, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Die zu 

lösenden Rechtsfragen beschränken sich einerseits auf Rechtsfragen, welche bereits in der 

bisherigen Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs beantwortet wurden und solche, 

welche im Gesetz eindeutig gelöst sind. Im Übrigen hängt der Beschwerdefall von der Lösung 

von nicht über den Einzelfall hinausgehenden Sachverhaltsfragen ab. Tatfragen sind kein 

Thema für eine ordentliche Revision. Eine ordentliche Revision ist daher nicht zulässig. 

 

Wien, am 10. April 2026 
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